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Selektives Wachstum
von Holger Rogall�

Die heutige Art des Wirtschaftens hat in den 
Industriestaaten zu einem historisch einma-
ligen Wohlstand, aber auch gefährlich hohem 
Verbrauch der natürlichen Ressourcen geführt. 
Allein die Klimaerwärmung über 2°C wird hun-
derte Millionen Klimaflüchtlinge und eine globale 
Dauerdepression zur Folge haben. Die übergroße 
Mehrheit der Ökonomen beschäftigt sich mit die-
ser größten Herausforderung für die Menschheit 
unzureichend. Eine kleine Minderheit fordert 
das Schrumpfen der Wirtschaftsleistung um so 
den Ressourcenverbrauch zu senken (Degrowth). 
Da die große Mehrheit der Menschheit aber nicht 
bereit ist, auf Einkommen zu verzichten, wird es 
höchste Zeit eine wirtschaftliche Entwicklung im 
Rahmen der natürlichen Tragfähigkeit (selektives 
Wachstum) durchzusetzen. 

Im folgenden Beitrag werden  zunächst ver-
schiedene Positionen der Wachstumskritik, die 
Konsequenzen eines schrumpfenden Bruttoin-
landsprodukts und die Bedingungen eines selek-
tiven Wachstums beleuchtet. Im Weiteren werden 
Handlungsfelder und Instrumente des Transfor-
mationsprozesses zum nachhaltigen Wirtschaf-
ten skizziert.

1	A usgangssituation

Die heutige Art des Wirtschaftens hat die 
natürliche Tragfähigkeit der Erde in vielen Be-
reichen bereits überschritten (Rockström u.a. 
2018), so dass es keiner weiteren Beweise be-
darf, dass sie nicht zukunftsfähig ist. Wir wollen 
uns hier aufgrund der Platzprobleme auf die 
Folgen der Klimaerwärmung konzentrieren. 
Die gravierenden Folgen dieser Klimaänderung 
sind durch die IPPC -Berichte� und die Gut-
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�	 Intergovernmental Panel on Climate Change: “Weltklimarat” der UNO.

achten des WBGU� bekannt, daher sollen hier 
wenige Stichworte genügen: Anstieg der Mee-
resspiegel und Überflutung von Küstenstädten 
und -regionen, Ausdehnung der Dürregebiete 
und Wüsten mit der dramatischen Zunahme 
von Hunger und Massenmigration (eigene Zu-
sammenstellung auf Grundlage der WBGU- 
und IPPC-Berichte).

Diese Entwicklungen werden zu drama-
tischen volkswirtschaftlichen Kosten führen 
(laut Sir Niclas Stern 5 bis 20 Prozent des glo-
balen Bruttoinlandsprodukts, mit der Folge ei-
ner Dauerdepression, Stern 2006: xi). Die von 
Menschen verursachte beginnende Heißzeit 
(Rockström u.a. 2018), könnte also dramatische 
soziale- und ökonomische Einbrüche zur Folge 
haben. Daher muss der Ressourcenverbrauch 
(inkl. ihrer Senkenfunktion, z.B. die Treibhaus
gasemissionen – THGE – in die Atmosphäre) 
kontinuierlich gesenkt werden.

2	 Wachstum und Wachstumskritik

2.1	 Wachstumskritische Positionen

Wirtschaftliches Wachstum wird gemessen 
als prozentuale Steigerung des realen (Heraus-
rechnung der Inflation) Bruttoinlandsprodukts 
(BIP) pro Jahr. Das BIP wird errechnet, indem 
(etwas verkürzt) der Wert aller verkauften Gü-
ter und Dienstleistungen zusammengerechnet 
wird. Es stellt damit zugleich die Summe der 
Einkommen einer Volkswirtschaft dar (aus den 
Verkaufserlösen werden die Löhne, Gewinne, 
Kapitalkosten und Vorprodukte finanziert). 
Aus der oben geschilderten Ausgangssituation 
ergibt sich, dass ein dauerhaft steigender Res-
sourcenverbrauch ökologisch nicht vertretbar 
ist. Ökonomen, die diese Position vertreten, 
können als Wachstumskritiker im weitesten 
Sinne bezeichnet werden. In der wachstumskri-
tischen Diskussion existieren unterschiedlichste 

�	 Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Umweltverände-
rungen.



spw 6 | 202040 Schwerpunkt

Positionen und Schulen. Hier sollen  modellhaft 
vereinfacht zwei Positionen skizziert werden:

1)	 Degrowth-Position (DP): Vertreter der DP 
verfolgen das Ziel, die Einkommen (das 
Bruttoinlandsprodukt) stetig zu senken und 
so den Ressourcenverbrauch zu verringern. 
Ein Wirtschaftssystem, das darauf ausge-
richtet ist, eine konstante Ausstattung mit 
materiellen Gütern zu gewährleisten, die für 
ein gutes Leben ausreicht. Dabei sollte die 
Bevölkerungshöhe möglichst konstant blei-
ben (Daly 1999). Sie hält eine Entkoppelung 
von Wachstum und Ressourcenverbrauch 
für nicht möglich (Jackson 2010, Paech 
2009). Hierbei bleibt natürlich die Frage 
wieviel Produktion für ein gutes Leben aus-
reichend ist (für viele Milliarden Menschen 
ist das noch lange nicht der Fall).  

2)	 Wirtschaftliche Entwicklung in den Gren-
zen der natürlichen Tragfähigkeit (selektives 
Wachstum, Eppler 1981: 147; Rogall 2000: 
71 u. 132, Eppler 2011: 4; neuerdings auch 
vorsorgeorientierte Postwachstumsposition 
genannt, Petschow u.a. 2018/10). Diese Po-
sition verfolgt das Ziel, innerhalb der kom-
menden 30 Jahre ausreichend hohe ökolo-
gische, ökonomische und sozial-kulturelle 
Standards für alle Menschen im Rahmen 
der natürlichen Tragfähigkeit zu erreichen 
(Definition des nachhaltigen Wirtschaf-
tens). Hierzu soll trotz moderater Wachs-
tumsraten der Ressourcenverbrauch global 
absolut um 50 Prozent (in den Industrielän-
dern um 80-95 Prozent) sinken. Dieses Ziel 
kann durch einen nachhaltigen Umbau der 
globalen Volkswirtschaften (Transforma-
tion) erreicht werden. Hierzu sind (1) ein 
verstärkter Einsatz von politisch-rechtlichen 
Instrumenten (Leitplanken), (2) ein Struk-
turwandel (Ersatz fossiler Energien durch 
EE), (3) Innovationen (Technologiesprün-
ge) sowie (4) ein konsequenter Einsatz der 
drei Strategiepfade des nachhaltigen Wirt-
schaftens (Effizienz, Konsistenz, Suffizienz, 
Huber 1995 und 2000) notwendig. Hierbei 
geht es nicht um die Steigerung der Res-
sourcenproduktivität um wenige Prozent, 
sondern um eine Neuerfindung sehr vieler 
Produkte und Produktionsverfahren nach 

den Managementregeln des nachhaltigen 
Wirtschaftens. Beispiele hierfür ist der Er-
satz aller fossilen Energiesysteme durch eine 
100-Prozent-Versorgung mit erneuerbaren 
Energien sowie eine Kreislaufwirtschaft. 
Müller und Niebert verwenden den Begriff 
qualitatives Wachstum und setzen damit 
den Schwerpunkt auf die Steigerung der Le-
bensqualität, gemessen an geeigneten Indi-
katoren (Müller, Niebert 2009, Müller 2012, 
siehe auch Renn 2007). 

Die Vertreter der DP und des selektiven 
Wachstums vertreten auf lange Sicht das gleiche 
Ziel (Einhaltung der natürlichen Tragfähigkeit), 
allerdings mit divergierenden Zeitperspektiven 
und Instrumenten. Unstrittig ist die Auffassung, 
dass eine weitere wirtschaftliche Entwicklung 
nur in den Grenzen der natürlichen Tragfähig-
keit erfolgen darf. 

2.2	 Mögliche Folgen eines konstanten oder 
sinkenden BIP  

Wenn das gesamtwirtschaftliche Einkom-
men (das BIP) dauerhaft konstant bleibt oder 
gar sinkt, können eine Reihe von ökonomischen 
Problemen auftreten. Das wurde in der Covid-
19-Pandemie noch einmal besonders deutlich. 
Ohne die massive staatliche Intervention zur 
Stützung der Nachfrage (Einkommen) und Be-
schäftigung wäre es zu einer globalen Depres-
sion unvorstellbaren Ausmaßes gekommen. 
Sinkt/stagniert das BIP (das Einkommen) eines 
Landes über mehrere Jahre, können u.a. die fol-
genden Probleme entstehen:

1)	 Negative Erwartungshaltung und Deflation: 
Die Einkommen sinken oder stagnieren, was 
eine allgemeine negative Erwartungshaltung 
der Gesellschaft zur Folge haben kann und 
damit eine Deflation mit sinkenden Preisen 
und steigender Arbeitslosigkeit. 

2)	 Steigende Arbeitslosigkeit: Die Arbeitslosig-
keit steigt, da die Güter aufgrund steigender 
Produktivität mit weniger Arbeit hergestellt 
werden.

3)	 Sinkender Standard meritorischer Güter: Die 
Staatseinnahmen sinken, somit sinkt der 
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Ausstattungsstandard meritorischer Güter 
(Bildung, soziale Sicherungssysteme, Gesund
heitsvorsorge, Wärmesanierungsprogramme, 
Ausbau der erneuerbaren Energien, Ausbau 
des öffentlichen Nah- und Fernverkehrs). 
Die notwendigen Innovationen und Investi-
tionen zum nachhaltigen Wirtschaften kön-
nen nicht finanziert werden.

4)	 Steigendes Armutsrisiko: Die sinkenden 
Staatseinnahmen können zu sinkenden 
Transferzahlungen führen, die negativen 
Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt zu ei-
ner sinkenden Lohnquote und zur Senkung 
der Mindestlöhne. 

5)	 Kapitalkosten werden drückender: Zinszah-
lungen für Schulden können nicht mehr 
aus den Zuwächsen finanziert werden. Die 
Lösung der Schuldenkrise in vielen Staa-
ten wird noch schwieriger. Die globale Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 zeigte, 
dass ein Vertrauensverlust der Kapitalgeber 
aufgrund negativer Zukunftserwartungen 
zu hohen Risikoaufschlägen bei den Zins-
konditionen führt (s. die Situation der über-
schuldeten Staaten 2010). In der Zukunft 
könnten Staatsbankrotte unausweichlich 
werden. Die notwendigen Innovationen 
und Investitionen für den Transformati-
onsprozess zum nachhaltigen Wirtschaften 
benötigen Überschüsse, die über die Zins-
zahlungen für die Kredite hinausgehen.

6)	 Finanzierung des Sozialsystems wird schwie-
riger: a) Gesundheitssystem: Steigen die 
Kosten (aufgrund technischen Fortschritts 
und der älter werdenden Gesellschaft) wird 
die Finanzierung ohne Steigerung der Ein-
kommen immer schwieriger. b) Renten-
system: Ohne eine Steigerung der Einkom-
men müssen aufgrund des demografischen 
Wandels entweder immer größere Anteile 
des Einkommens für die Finanzierung der 
Renten aufgewendet, die Renten im entspre-
chenden Umfang gesenkt oder das Renten-
eintrittsalter drastisch erhöht werden.

7)	 Keine fairen Preise: Bei sinkendem Einkom-
men könnte die Bereitschaft zur Zahlung 
höherer Preise für Produkte aus Entwick-

lungsländern und der Zahlung einer hö-
heren Entwicklungshilfe weiter abnehmen.

8)	 Akzeptanzprobleme: Das BIP stellt die 
Summe der erzeugten Güter dar, und als 
Kehrseite die Summe des erzielten Volks-
einkommens (Arbeitnehmer- und Kapital-
einkommen, Abschreibungen). Damit ist 
die Forderung, auf Wachstum zu verzichten, 
gleichbedeutend mit der Forderung, die ge-
samtwirtschaftlichen Einkommen zu senken 
oder einzufrieren. Diese Forderung genießt 
aber – selbst in den relativ wohlhabenden 
Industriestaaten – eine geringe Akzeptanz. 
Es existiert keine Partei oder Gewerkschaft 
die eine solche Entwicklung fordert.

Wir können also festhalten, dass sinkende 
Einkommen innerhalb des bestehenden öko
nomischen Systems zur Verarmung und an-
deren negativen Folgen führen. Diese Konse-
quenzen lassen sich bereits heute an Ländern 
beobachten, die unter dem Phänomen der sä-
kularen Stagnation leiden (deren Wachstums-
rate über längere Zeit nahe Null liegt, Petersen 
2016). Vertreter schrumpfender Einkommen 
(BIP) müssen daher die Fragen beantworten, 
wie ohne eine Steigerung der wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit und der Einkommen die 
daraus folgenden ökonomischen Probleme zu 
lösen wären und wie die Lebensqualität erhal-
ten werden kann (Petschow et al. 2018/10: 10). 
Weiterhin, wie die Bevölkerung von einer Stra-
tegie bewusst herbeigeführter Einkommenssen-
kungen überzeugt werden soll, und schließlich, 
wie dieser systemsprengende Transformations-
prozess bewerkstelligt werden soll. 

2.3	 Wirtschaftliche Entwicklung in den 
Grenzen der natürlichen Tragfähigkeit 

Aufgrund der skizzierten Probleme muss also 
eine Transformation zum selektiven Wachstum 
erreicht werden. Ein derartiges nachhaltiges 
Wirtschaften verfolgt dabei das Ziel, ausrei-
chend hohe ökologische, ökonomische und 
sozial-kulturelle Standards für alle Menschen 
im Rahmen der natürlichen Tragfähigkeit zu 
erreichen (Definition des nachhaltigen Wirt-
schaftens). Da die natürliche Tragfähigkeit aber 
schon heute überschritten ist, beinhaltet nach-



spw 6 | 202042 Schwerpunkt

haltiges Wirtschaften als Essential, den globa-
len und nationalen Ressourcenverbrauch stetig 
(Jahr für Jahr) zu senken (das gilt für alle Wirt-
schaftseinheiten und wird von uns als ökolo-
gisches Nachhaltigkeitsparadigma bezeichnet). 

Um die Grenzen der natürlichen Tragfähig-
keit bei dieser Entwicklung einhalten zu kön-
nen, muss die Formel für ökologisch nachhaltiges 
Wirtschaften eingehalten werden, nach der die 
Ressourcenproduktivität ständig schneller stei-
gen muss als das BIP (∆ Ressourcenproduktivi-
tät > ∆ BIP). 

Viele Vertreter von Einkommensschrump-
fungen vertreten die Position, dass eine Ab-
koppelung des Ressourcenverbrauchs vom 
wirtschaftlichen Wachstum nicht möglich sei, 
obgleich die Daten der deutschen Umweltge-
samtrechnung etwas anderes zeigen.���

�	 plug-in electric vehicle: Elektroauto.

�	 Umweltbundesamt.

�	 Umweltökonomische Gesamtrechnung.

Die Tabelle zeigt, dass die Formel des öko-
logisch nachhaltigen Wirtschaftens seit 1991 in 
vielen Bereichen eingehalten werden konnte, 
obgleich die für das nachhaltige Wirtschaften 
notwendigen sozial-ökologischen Leitplanken 
bislang nur unzureichend eingeführt wurden. 
So ist „die deutsche Wirtschaft (..) seit 1990 um 
50 Prozent gewachsen, die Treibhausgasemissi-
onen sind im gleichen Zeitraum jedoch um 30 
Prozent gefallen“ (BMU 2020/05: 50). Ursache 
dieser positiven Entwicklung sind u.a. die ste-
tigen Effizienzmaßnahmen (die Energiepro-
duktivität ist zwischen 1990 und 2019 um 70 
Prozent gestiegen, BMU 2020/05: 50) und die 
Einführung politisch-rechtlicher Instrumente 
(z.B. dem EEG mit dem rasanten Ausbau der 
erneuerbaren Energien im Stromsektor). Diese 
Aussage wird von zahlreichen Studien unter-
stützt (z.B. Prognos, Öko-Institut, Wuppertal-
Institut 2020), die z.B. zeigen, dass ein weit-

gehend emissions- und von fossilen Energien 
freies Wirtschaften möglich ist, und damit auch 
gegen eine absolute Entkoppelung keine unü-
berwindbaren Gründe sprechen (SRU 2011). 

Tabelle 1: Einsatz von Umweltressourcen in Deutschland (pro Jahr)

1961-80 1981-90 1991-2000 2001-2010 2011-2017+ 
1. PEV4 +3,1% +0,1% –0,3% -0,1% -1,0%
2. Abiotische 
Rohstoffent
nahme  
u. Importe

+2,3% -1,1% –0,24% -1,1% +0,4%

3. Wasser
entnahme k.A. +0,3 –1,45% -1,52 –4,15%

4. Neue Sied-
lungs/Ver-
kehrsfläche

+1,8% +1,4% +1,0% +0,8% +0,5%

5. Treibhaus-
gas CO2-e* +1,8% +1,1% –11,8% +0,2 –0,5%

6. SO2 +0,6% –7,5% –4,9% -1,4% -6,8%
7. Wasser-
abgabe k.A. k.A. –1,4% -2,6% -4,4

Tendenz Deutliche 
Zunahme

Überwiegend 
Zunahme

Überwiegend 
Abnahme

Überwiegend 
Abnahme

Überwiegend 
Abnahme

Ab 1991 Gesamt-Deutschland; Ab 2000 Änderung der Abgrenzung und der Datengrundlage des Statistischen Bundesamtes; * Die Anga-
ben des UBA5 unterscheiden sich von den Angaben in der UGR6. Das UBA kommt auch für die Periode nach 2000 zu einem Sinken der 
THGE. Wir verwenden an dieser Stelle aus Gründen der Vergleichbarkeit die Daten der UGR. Quelle: Statistisches Bundesamt.
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Prinzipiell gilt diese Aussage auch global (SRU 
2012: 54). Ein ernstzunehmendes Argument 
der Degrowth-Bewegung sind die möglichen 
Rebound-Effekte, die im Zuge des Transforma-
tionsprozesses auftreten können (Steigerung 
des Ressourcenverbrauchs trotz Effizienzstei-
gerung durch neue Produkte). In Deutschland 
konnten die Effizienz- und Konsistenzstrate-
gien allerdings diese Gefahr kompensieren, so 
dass das Rebound-Argument für Deutschland 
empirisch nicht zu belegen ist. 

Gegen die Senkung des Ressourcenverbrauchs 
in Deutschland wird eingewendet, dass Deutsch-
land zunehmend Vorprodukte importiert, deren 
ökologische Rucksäcke im Ausland bleiben (pro 
Kilogramm importierter Güter ca. 5 Kilogramm 
Material). Allerdings müssen hiervon die ökolo-
gischen Rucksäcke der Exporte abgezogen wer-
den (pro Kilogramm ausgeführter Waren ca. 6 Ki-
logramm Rohstoffe). Das Statistische Bundesamt 
kommt zu dem Fazit, dass der inländische Materi-
alverbrauch einschließlich direkter und indirekter 
Im- und Exporte zwischen 2000 und 2008 um 
insgesamt 18,5 Prozent abgenommen hat (StaBa 
2010/11: 14). Diese Aussage gilt auch für die Be-
fürchtung, klimaschädliche Emissionen würden 
ins Ausland verlagert (sog. Carbon-Leakage-Ef-
fekt). Studien kommen zu dem Ergebnis, dass nur 
5-20 Prozent der THG-Minderungen einzelner 
Industriestaaten aus der Verlagerung stammen 
(BMU, UBA 2011/09: 11). Eine Senkung des Res-
sourcenverbrauchs ist also auch bei einem (aller-
dings moderaten) Wachstum möglich. Der SRU 
vertritt die gleiche Position, wenn er formuliert: 

„Ökologische Grenzen einzuhalten bedeutet je-
doch nicht unbedingt das Ende des Wachstums. 
Die Potenziale der Entkopplung von Wohlfahrt 
und Ressourcennutzung sind längst nicht ausge-
schöpft.“ (SRU 2012: 3).

3	H andlungsfelder und Instrumente des  
Selektiven Wachstums

3.1	 Handlungsfelder des Selektiven Wachs-
tums

Um das Nachhaltigkeitsparadigma (ständige 
Senkung des Ressourcenverbrauchs) einzuhal-
ten, muss die Transformation zum nachhaltigen 

Wirtschaften in allen wesentlichen Handlungs
feldern erfolgen. Hier sollen  einige Schritte des 
Transformationsprozesses in den Handlungs-
feldern Energie, Mobilität und Ressourcennut-
zung skizziert werden. 

Erstens Nachhaltige Energiepolitik

Die Nutzung von fossilen Energieträgern in 
den großen Sektoren (Energiewirtschaft, Indus-
trie, Verkehr, Gebäudebereich) ist für den all-
ergrößten Anteil der Treibhausgas-Emissionen 
(THGE) verantwortlich (2019 etwa 88 Prozent 
der deutschen CO2-Emissionen, die aufgrund 
der Verbrennung von fossilen Energieträgern 
freigesetzt werden). Daher wollen wir für dieses 
Handlungsfeld mögliche Strategiepfade des se-
lektiven Wachstums skizzieren. 

•	 Die Energiewirtschaft (gemeint ist die Strom- 
und Fernwärmeerzeugung) war 2019 für etwa 
32 Prozent der deutschen THGE verantwort-
lich (Schätzung, BMU 2020/05: 26). Nötig 
ist die Transformation zu einer nachhaltigen 
Energiewirtschaft (einer 100-Prozent-Versor-
gung mit erneuerbaren Energien – EE). 

•	 Der Industriesektor war 2019 für etwa 23 
Prozent der deutschen THGE verantwort-
lich (Schätzung, BMU 2020/05: 33). Durch 
die Schaffung von CO2-freien Grundstoff-
prozessen (Stichwort Stahlherstellung mit-
tels Wasserstoffs) und Nutzung von Sekun-
därmaterialien (Kreislaufwirtschaft) kann 
dieser Sektor größtenteils klimaneutral um-
gestaltet werden.

•	 Der Gebäudebereich war 2019 für etwa 14 
Prozent der THG-Emissionen verantwortlich 
(Schätzung, BMU 2020/05: 40). Neben der 
bisherigen Stromwende wird in den nächs-
ten beiden Jahrzehnten die Wärmewende 
einen maßgeblichen Beitrag durch selektives 
Wachstum leisten müssen. 

Zweitens: Nachhaltige Mobilitätspolitik 

Dieser Sektor war 2019 für etwa 20 Prozent 
der THG-Emissionen verantwortlich (Schät-
zung, BMU 2020/05: 36). Hinzu kommen die 
Schadstoff- und Lärmemissionen (größter 
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Emittent in den Städten), Unfälle und Flä-
cheninanspruchnahme. Auch hier sind erheb-
liche Senkungen des Ressourcenverbrauchs 
möglich: z.B. Elektrifizierung des Verkehrs (E-
Mobilität, E-Güterverkehr), sowie die Verlage-
rung auf den Umweltverbund (ÖPNV; Fahrrad, 
Fußgänger), die gleichzeitig Elemente der Suffi-
zienzstrategie enthält. 

Drittens: Nachhaltige Ressourcenpolitik

Die Ressourcenproduktivität, wie sie in der 
amtlichen Statistik ausgegeben wird, ermittelt 
sich aus dem inländischen Materialverbrauch 
(sog. Domestic Material Consumption). Diese 
Kennzahl allein genügt aber nicht zur Beur-
teilung einer nachhaltigen Ressourcenproduk-
tivität. Zusätzlich muss die Produktivität für 
Wasser, Energie sowie nachwachsende Roh-
stoffe betrachtet werden, wobei bei Letzteren 
elementar ist, dass auch die Regenerationsrate 
eingehalten wird. Bei einer derartigen Ressour-
cenpolitik geht es daher um einen nachhaltigen 
Umbau der Wirtschaft (Transformation) nach 
den Kriterien des nachhaltigen Wirtschaftens. 
Hierbei soll die Nutzung von Ressourcen durch 

Effizienzsteigerung und Suffizienz verringert 
und neue konsistente Techniken entwickelt 
werden. Das lenkt das Augenmerk auf die Stoff-
ströme und die Produkte selbst. Die Produkte 
der industriellen Gesellschaft (hier im um
fassendsten Sinne als alle Erzeugnisse verstan-
den) sind einzeln mehr oder weniger harmlos, 
in ihrer Menge aber die Quelle fast aller Um-
weltprobleme. 

Zwischenfazit

Allein diese wenigen Beispiele zeigen, dass 
eine konsequente Politik des selektiven Wachs-
tums ein klimaneutrales und ressourcenarmes 
Wirtschaften ermöglichen kann und hierbei 
aufgrund der umfänglichen Innovations- und 
Investitionsprozesse noch lange Zeit Beschäfti-
gung und Einkommen steigen können (was in 
50 Jahren ist, mag niemand voraussehen). Um 
eine derartige Ressourcenverbrauchssenkung 
mittels Einkommenssenkung (Senkung des BIP) 
zu erreichen, müssten in Deutschland die Ein-
kommen um etwa 80 Prozent gesenkt werden, 
für uns eine absurde Idee.
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wissenscha� en wie auch in den politischen 
Ö� entlichkeiten he� ig gestritten. Gegen 
lu� ige Erklärungsversuche setzt Klaus Dör-
re Forschungen, denen er über 40 Jahre lang 
in Arbeitermilieus nachgegangen ist. Doku-
mentiert wird eine rechte Tiefengeschichte, 
die sich im Lauf der Zeit radikalisiert.
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3.2	 Ökologische Leitplanken als Instrumente 
der Transformation

Der dargestellte Transformationsprozess 
zum nachhaltigen Wirtschaften durch selek-
tives Wachstum kann in dem zur Verfügung 
stehenden begrenzten Zeitraum von 30 Jahren 
weder global noch national durch ungesteuerte 
Marktprozesse erfolgen. Hierfür sind die vor-
herrschenden sozial-ökonomischen Faktoren 
(Externe Effekte, Öffentliche Güterproblematik, 
Diskontierung), die zu falschen Preissignalen 
führen, Pfadabhängigkeiten (z.B. von fossilen 
Energieträgern) und ökonomische Machtstruk-
turen (z.B. auf den Energiemärkten und den 
Akteursgruppen) zu wirkungsmächtig (Hen-
nicke 2010: 22; detailliert: Rogall 2014, Kap. 
11). Vielmehr bedürfen sie der Änderung der 
Rahmenbedingungen durch politisch-recht-
liche Instrumente (ökologische Leitplanken 
genannt; Rogall, Gapp-Schmeling 2020, Kap. 
7). Hierbei ist wichtig zu betonen, dass durch 
die Einführung von ökologischen Leitplan-
ken die Freiheit gegenwärtiger und künftiger 
Generationen nicht etwa beschränkt oder gar 
beseitigt werden soll. Vielmehr bedeuten die 
Erhaltung und – soweit möglich – Verbesse-
rung von Umweltbedingungen eine Sicherung 
von Gemeingütern (global commons oder me-
ritorischen Gütern), die die Naturgrundlage für 
kollektive Freiheitsrechte darstellen. Die not-
wendigen politisch-rechtlichen Instrumente 
stehen zur Verfügung, müssten nur konsequent 
eingeführt werden (hier aus Platzgründen nur 
in Stichworten, detailliert in Rogall, Gapp-Sch-
meling 2020, Kap. 7): (1) Direkt wirkende Ins-
trumente (Ordnungsrecht): (a) Grenzwerte und 
Laufzeitbegrenzungen, z.B. von Kraftwerken. 
(b) Nutzungspflichten: z.B. zum Anschluss an 
Fernwärmesysteme oder den Bau von EE auf 
Gebäuden. Die Potentiale dieser Instrumenten
kategorie sind nicht ausgeschöpft und die An-
sätze zur Flexibilisierung stehen erst am An-
fang. (2) Indirekt wirkende Instrumente (Anreize 
und Informationen): (a) Umweltbildung und 
Informationen, Selbstverpflichtungen, Förder-
programme. Die Potentiale dieser Instrumenten
kategorie sind zu gering, um den notwendigen 
Transformationsprozess durchzusetzen, sie 
können daher nur als begleitende Maßnahmen 
angesehen werden. (3) Ökonomische Instrumen-

te: (a) Ökologisierung des Finanzsystems (Ab-
gaben). (b) Bonus-Malus-Systeme, z.B. EEG, (c) 
Handelbare Naturnutzungsrechte.

4	 Zusammenfassung und Fazit 

Die heutige Art des Wirtschaftens (Pro-
duktion und Konsum sowie die Verteilung 
von Einkommen und Vermögen) ist nicht 
zukunftsfähig. Aufgrund dieser Erkenntnisse 
haben sich unterschiedliche Positionen der 
Wachstumskritik herausgebildet, die wir mo-
dellartig in zwei Positionen gegliedert haben: 
Degrowth-Position und selektives Wachstum 
(Green-Growth-Position). Eine Position des 
bewussten Schrumpfens hätte vielleicht den 
Vorteil des Rückgangs des Ressourcenver-
brauchs, allerdings nur mit den ökologischen 
Leitplanken, die die Vertreter des selektiven 
Wachstums vorschlagen. Gleichzeitig müssen 
Vertreter dieser Position eine Reihe von Fragen 
beantworten, die bis heute völlig ungeklärt sind 
und sehr große Herausforderungen darstellen. 
Als Alternative wurde eine wirtschaftliche Ent-
wicklung im Rahmen der natürlichen Tragfä-
higkeit (selektives Wachstum) vorgestellt, die 
das ökologische Nachhaltigkeitsparadigma 
(stetige Senkung des Ressourcenverbrauchs) 
einhält. Ein derartiges Ziel fordert nicht weni-
ger als einen nachhaltigen Umbau der Volks-
wirtschaften (Transformation) bei dem die 
heutigen nicht zukunftsfähigen Produkte, 
Verfahren und Strukturen durch nachhaltige 
ersetzt werden. Um ein derartiges selektives 
Wachstum zu erreichen, halten wir die Einhal-
tung der ökologischen Nachhaltigkeitsformel 
für unverzichtbar (∆ Ressourcenproduktivität 
> ∆ BIP). Die Einhaltung dieser Formel könnte 
möglich werden, wenn (1) ein verstärkter Ein-
satz politisch-rechtlicher Instrumente, (2) ein 
Strukturwandel, (3) Innovationen (Technologie
sprünge) und (4) moderate Wachstumsraten 
(kleiner als 2 Prozent) sowie eine konsequente 
Entwicklung der drei Strategiepfade des nach-
haltigen Wirtschaftens (Effizienz, Konsistenz 
und Suffizienz) stattfinden. Die daraus fol-
gende absolute Entkopplung des Ressourcen-
verbrauchs von der Steigerung des BIP kann 
zu einer Halbierung des globalen Ressourcen-
verbrauchs (80- bis 95-prozentige Reduktion 
in den Industriestaaten) bis 2050 führen. Die 
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gerade erschienene Studie „Klimaneutrales 
Deutschland“ zeigt, dass ein klimaneutrales 
Deutschland bis 2050 mit derartigen Innova-
tionen und Investitionen möglich ist (Prognos, 
Öko-Institut, Wuppertal-Institut 2020: 3). Wir 
benötigen also keine ungezielte Entwicklung 
des BIP (Schrumpfen oder Steigen), sondern 
ein selektives Wachstum mit gezielten Inves-
titions- und Innovationsprozessen zum nach-
haltigen Wirtschaften mit sozial-ökologischen 
Leitplanken. Eine weitere notwendige Bedin-
gung für ein nachhaltiges Wirtschaften ist die 
Umkehrung des immer ungleicher werdenden 
Verteilungsprozesses global und national.	 ó
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